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Ueber die Begründung eines allgemeinen Hilfs- 
verbandes der Arbeiter Beſterreichs und deſſen 
Verwaltung durch den Staat. 


Von Heinr. von Numpler, k. k. Conceptsprakticant und politiſ 
in Bosnien. 


Unter dem Motto: „Die Geſellſchaft treibt einer Hochluch 
entgegen, deren Verheerungen entſetzlich werden. Nur die höchſte Staats⸗ 
weisheit könnte Schutzdämme errichten, welche der Sturmfluth wider⸗ 
ſtehen“ erſchien ein Brochure (Neue Grundlagen für die ſociale 
Geſetzgebung von H. Berkefeld und W. du Nord — Commiſſions⸗ 
verlag von C. A. Müller, Wien 1887), welche den Vorſchlag zur 
Begründung eines allgemeinen Hilfsverbandes der Arbeiter Oeſterreichs 
behandelt. Es ſei weit entfernt von mir, etwa eine Kritik über dieſes 
Werkchen zu ſchreiben, ſondern der Zweck dieſer Zeilen iſt lediglich der, 
der Idee der Begründung eines allgemeinen Hilfsverbandes eine andere 
Form zu geben, als die vorliegende Brochure vorſchlägt, nämlich dieſelbe 
unſerer in Oeſterreich beſtehenden Verwaltungsmaſchine anzupaſſen. 


Das oben beſprochene Motto gibt ein getreues Bild der gegen⸗ 
wärtigen Lage der Geſellſchaſt in der ſocialen Frage. Es muß demnach 
die Geſellſchaft — der Staat — Alles aufbieten, um hier zu ſteuern, um 
hier zu helfen; denn, was die Geſellſchaft thut, um den Pauperismus 
zu mildern, weniger fühlbar zu machen, das thut ſie auch für ſich ſelbſt. 
Schon die umfangreiche und vielſeitige Literatur auf dieſem Felde 
deutet auf die Wichtigkeit dieſer Frage hin. 


Die Verfaſſer der vorliegenden Brochure treten nun mit einem 
Vorſchlage hervor, der keineswegs zu unterſchätzen ift. Er gipfelt in dem 
Zuſammenfaſſen aller Zweige der Unfallsverſicherung und des geſammten 
Arbeiterhilfsweſens. 


cher Adjunct | 


| 


durch ihn nur eine Centralcaſſe geſchaffen werden, in welche alle Ein⸗ 
zahlungen aller Lohnarbeiter fließen würden. Durch dieſe Centraliſation 
würde ein möglichſt großer Nutzeffect und die vollſte Freizügigkeit der 
Arbeiter, d. h. dieſelben wären mit ihren Einzahlungen nicht au eine 
beſtimmte Genoſſenſchaft oder Caſſe gebunden, geſchaffen werden. Weiters 
ſollte der Staat als Garant für die concentrirte Action beſtellt werden, 
wobei die Verfaſſer von der Idee ausgehen, dieſe Inſtitution mit dem 
bereits beſtehenden Juſtitute der Poſtſparcaſſen zu vereinen. Dadurch 
würde vollkommene Sicherheit des Capitals und ein Wegfall des größten 
Theiles der Verwaltungsſpeſen erreicht werden. 


Wenn wir nun die Vortheile, welche dieſer Vorſchlag bieten 
müßte, zuſammenfaſſen, ſo werden ſich ſieben Punkte ergeben, und zwar: 
1. Vollkommene Sicherheit, 
möglichſt großer Nutzeffect, 
. Wegfall des größten Theiles der Verwaltungsſpeſen, 
Gewährung vollſter Freizügigkeit bis zu den Staatsgrenzen, 
Anwendbarkeit auf die Allgemeinheit, 
. Einfachheit und Leichtigkeit der Handhabung und 
Zuſammenfaſſung der geſammten Arbeiter⸗Hilfs⸗ und Ver⸗ 
ſorgungsaction in ein einheitliches Ganzes. 
Beleuchten wir nun in Kürze dieſe Punkte: 


Vorerſt iſt es vollkommene Sicherheit, die geboten wird. Dadurch, 
daß der zu creirende Hilfsverband mit einem bereits beſtehenden Staats⸗ 
inſtitute vereint wird, wird der Staat Garant gegenüber den ein⸗ 
zahlenden Arbeitern und haftet ſür das eingezahlte Capital. 


Der möglichſt große Nutzeffect liegt in dem großen Umfange, 
den dieſe Inſtitute erreichen würden, und in der Maſſe der einzahlenden 
Mitglieder. Am deutlichſten wird ein Blick auf die bereits beſtehenden 
Unterſtützungsvereine und Krankencaſſen das eben Geſagte illuſtriren. 
Faſt jede, ja ſelbſt die kleinſte und unbedeutendſte dieſer Vereinigungen 
hat in verhältnißmäßig kürzeſter Zeit ſich einen Reſervefond zu bilden 
verſtanden. In dem Verzeichniſſe, welches die Statiſtik der gewerblichen 
Hilfscaſſen vom Jahre 1879 gibt ), finden wir: 


O 


) Statiſtil der gewerblichen Hilfscaſſen in den im Reichsrathe vertretenen 
Ländern der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie im Jahre 1879. XVIII. Band 
der Nachrichten über Induſtrie, Handel und Verkehr ans dem ſtatiſtiſchen 
Departement im k. k. Handelsminiſterium. Wien 1880, k. k. Hof⸗ und Staats⸗ 
druckerei. 


Zahl der Einnahmen Ausgaben 
Caſſen Mitglieder Gulden Gulden 
Vereine auf Gegenſeitigkeit 79 45.216 35 9.27342 337.392˙27 
Von Gewerbeinhabern allein unter⸗ 
e on u 2 392 1.305:60 1.296-80 
Von gewerblichen Hilfsarbeitern 
allein unterhalten 189 40.951 235.728 ·81 222.6 7434 
Von Gewerbeinhabern und Hilfs: 
arbeitern gemeinſchaftlich unter⸗ 
Halen ß, 9. 2. 409 207.548 1,344.44148 899.295˙27 
Zuſammen . . 681 294.107 1,940.749:31 1,460.658-68 


Wir ſehen alfo bei den obigen Vereinen mit nicht ganz 300.000 
Mitgliedern in einem einzigen Jahre einen Zuwachs der Caſſabeſtände 
von nahezu einer halben Million. Ein Zuſammenführen aller dieſer 
auf viele kleine Caſſen zerſplitterten Kräfte in eine Caſſe würde demnach 
unzweifelhaft einen geradezu enormen Nutzeffect erreichen. 

Was den Wegfall des größten Theiles der Verwaltungsſpeſen 
anbelangt, ſo liegt dies in der Vereinigung und Concentrirung der 
Action überhaupt, als auch in dem Verſchmelzen mit einer bereits 
beſtehenden Staatsinſtitution, wodurch eine Vereinfachung des geſammten 
Verwaltungsapparates herbeigeführt wird. 

Wir kommen nun zu dem für den Arbeiterſtand wichtigſten und 
in die Verhältniſſe einſchneidendſten Punkt, nämlich die Gewährung 
vollſter Freizügigkeit bis an die Staatsgrenzen. Aus tauſenderlei Gründen 
ſind oft nicht nur einzelne, ſondern ganze Maſſen von Arbeitern 
gezwungen, entweder an einem ganz anderen Orte Arbeit zu ſuchen oder 
gar zu einem ganz anderen Gewerbe überzugehen. In dieſen Fällen 
müſſen ſie nun aus den bisher angehörenden Vereinen oder Caſſen 


austreten und in neue eintreten, wo nicht ſelten der Fall vorkommt, 


daß der Arbeiter nichts erhält, auch wenn er viele Jahre lang eingezahlt 
hat, ohne die Caſſe auch nur einmal in Auſpruch genommen zu haben. 
Iſt aber für alle Gewerbe und in ganz Oeſterreich nur eine Caſſe, fo 
iſt die vollkommenſte Beweglichkeit und Freizügigkeit der Arbeiter inner⸗ 
halb der Staatsgrenzen geſchaffen. 

Bezüglich der Anwendbarkeit auf die Allgemeinheit gehen die Ver⸗ 
faſſer von dem Grundſatze aus: „Alle, die da müſſen, aber auch Alle, 
die da wollen“, d. h. nicht nur Jene, welche durch die Gewerbegeſetz⸗ 
novelle vom Jahre 1883 gezwungen ſind, ſondern auch Alle, die frei⸗ 
willig beitreten wollen, können Mitglieder ſein. 


Um endlich eine Einfachheit und Leichtigkeit der Handhabung zu 
erzielen, ſtellen die Verfaſſer eine Einzahlung von wöchentlich 7 Kreuzer, 
d. i. 1 Kreuzer per Tag, als Bafis auf, wo dann eine zwei⸗, drei⸗, 
vierfache ꝛc. Einzahlung auch eine doppelte, drei⸗, vierfache ꝛc. Entſchädigung 
erheiſchen würde. 

Schließlich noch die Zuſammenfaſſung der geſammten Arbeiter⸗ 
Hilfs⸗ und Verſorgungsaction in ein einheitliches Ganzes. Wie ſchon 
oben erwähnt, ſoll durch die Begründung des allgemeinen Hilfsverbandes 
die vierfache Frage der Krankenunterſtützung, der Unfallsverſicherung, 
der Invalidenſuſtentation und der Altersverſorgung mit einem Schlage 
gelöſt werden. Die Löfung ift ſehr einfach und beſteht darin, daß der 
Arbeiter, welcher in die eine Eaſſe eingezahlt hat, auch aus dieſer einen 
Caſſe in dem Verhältniſſe, in welchem er eine einfache oder mehrfache 
Zahlung leiſtete, im Krankheitsfalle ſeine Krankenunterſtützung, bei 
einem eventuellen Unfalle ſeine Unfallsverſicherung, im Falle er Invalide 
wird, ſeine Invalidenſuſtentation, und wenn er im Alter erwerbsunſähig 
wird, ſeine Altersverſorgung ausbezahlt erhält. 

Im weiteren Verlaufe beſprechen noch die Verfaſſer die Art der 
Durchführung ihrer Idee durch Zuhilfenahme des Poſtſparcaſſeninſtitutes 
unter Beiziehung von Arbeiterausſchüſſen. 

Die Verfaſſer ſagen wörtlich: „Nur einen einzigen Weg gibt es 
zur Gewinnung aller dieſer bisher unerreichbar geglaubten Vortheile. 
Aber dieſer Weg iſt leicht zu betreten und ohne Schwierigkeit zu ver⸗ 
folgen bis an das heilſame und erſtrebenswerthe Ziel. Er bietet ſich 
uns in einer ſchon beſtehenden und blühenden Staatsinſtitution: den 
Poſtſparcaſſen.“ 

„Hier iſt der Hebel einzuſetzen, und man wird ſehen, wie leicht 
die gewaltige Maſſe ſich lenken laſſen wird und fortbewegen.“ 

Ich werde nun, wie ich ſchon Eingangs erwähnte, einen anderen 
Hebel anſetzen und ſo die von du Nord und Berkefeld gegebenen 
Ideen in eine andere Form gießen, das heißt, ihnen ein anderes Bild 
zu geben verſuchen. 


die Verpflichtung der Beitragsleiſtung der Gewerbsinhaber im Betrage 


Der von mir projectirte Hilfsverband der Arbeiter Oeſterreichs 
ſchließt ebenfalls in ſich die Krankenunterſtützung, Unſallsverſicherung, 
Invalidenſuſtentation und die Altersverſorgung, es iſt dies ebenfalls 
nur eine Caſſe, deren Fittiche ſich über alle im Reichsrathe vertretenen 
Länder erſtrecke, in welche der Arbeiter ſeine Einzahlung leiſtet und 
aus der er die vier obgenannten Wohlthaten genießt. Bevor ich aber zu der 
Erörterung der Art und Weiſe der Ein- und Auszahlung und zu jener der 
Verwaltung komme, möchte ich noch einige Fragen voraus beſprechen. 

In erſter Linie ift es die Frage: wer iſt berechtigt, an dem 
Hilfsverbande theilzunehmen? Hier iſt jedoch noch der Unterſchied zu 
machen: wer iſt gezwungen, theilzunehmen, und wer kann theilnehmen? 
Da die durch die Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 1883 geſchaffenen 
und geregelten geuoſſenſchaftlichen Krankencaſſen in dem neuen allgemeinen 
Hilfsverband aufgehen würden, ſo iſt es ſelbſtredend, daß auch das in 
Folge der Aufforderung des Reichsrathes von den betheiligten Mini⸗ 
ſterien zu dieſer Geſetzesnovelle ausgearbeitete Normalſtatut für genoſſen⸗ 
ſchaftliche Krankencaſſen nicht übergangen werden kann. Es würden 
demnach alle Gehilfen (Geſellen) durch den Eintritt in die Arbeit bei 
einem einer Genoſſenſchaft augehörigen Gewerbsinhaber zugleich Mit⸗ 
glieder des Hilfsverbandes werden. Eine weitere Folge hievon iſt auch 


der Hälfte der Beiträge der Gehilfen (Geſellen). Nur müßte die Bei⸗ 
tragsleiſtung der Gehilfen (Geſellen) von zwei Kreuzer von jedem Lohn⸗ 
gulden entſprechend geändert werden, da ich auch eine niederſte Ein⸗ 
zahlung von ſieben Kreuzer per Woche anempfehlen möchte, worüber ich 
noch weiter unten ſprechen werde; es müßte demnach eine Tabelle 
zuſammengeſtellt werden, wo eine Einzahlung von 7, 14, 21 ꝛc. Kreuzer 
mit dem Lohne in ein beſtimmtes Verhältniß gebracht wird. 

Als freiwilliges Mitglied kann Jedermann beiderlei Geſchlechtes 
beitreten, der durch Lohnarbeit ſeinen Lebensunterhalt ſich verſchafft, 
mithin: land⸗ und forſtwirthſchaftliche Arbeiter, Taglöhner, Handarbeiter, 
Privatbedienſtete (Kutſcher, Bediente, Dienſtmädchen, Köchinnen ꝛc.). 

Wie ſchon erwähnt, würde ich eine minimale Einzahlung von 
ſieben Kreuzer per Woche in Vorſchlag bringen, die durch Verdoppelung, 
Verdreifachung ꝛc. auch eine entſprechend höhere Auszahlung zur Folge 
haben würde. Am einfachſten und überſichtlichſten würde dann wohl⸗ 
eine diesbezügliche Eintheilung in Claſſen ſein, wo in der niederſten 
Claſſe die einfache und in der nächſt höheren die doppelte ꝛc. Einzah⸗ 
lung platzgreifen würde. 

Eine andere Frage drängt ſich uns aber auf durch die Heran— 
ziehung von ſolchen Arbeitern, die nicht fixe Löhne beziehen und beſtimm⸗ 
ten Gewerben angehören, ſondern vom Taglohn leben und, um mich 
vulgär auszudrücken, Alles angreifen, was ſich ihnen eben bietet. Eine 
natürliche Folge davon iſt, daß ſolche Arbeiter, die keine regelmäßige 
Arbeit haben, auch keinen regelmäßigen Lohn beziehen, was nun Unregel⸗ 
mäßigkeiten in der Einzahlung nach ſich zieht. Es müßte daher bei 
conſtatirter Erwerbsloſigkeit und Mangel an Arbeit eine temporäre 
Nachſicht der Einzahlung eintreten, wo aber wieder ein Maximaltermin 
von höchſtens ſechs Wochen feſtgeſetzt werden müßte. Natürlich müßte 
hiebei von den beruſenen Behörden ein ganz beſonderes Augenmerk auf 
Arbeitsſcheue gelenkt werden. 

Ich komme nun zu jenem Punkte, welchen ich gleich Eingangs 
dieſer Zeilen berührte, nämlich die fragliche Idee der Begründung eines 
allgemeinen Hilfsverbandes der Arbeiter Oeſterreichs unſerer beſtehenden 
Verwaltungsmaſchine anzupaſſen. 

Das letzte Rad dieſer Verwaltungsmaſchine, welches in die Ver⸗ 
hältniſſe jedes Einzelnen eingreift, iſt der Gemeindevorſtand. Dieſer iſt 
es nun, bei dem der Arbeiter ſeine Einzahlung leiſtet, und welcher ihm 
dieſe Einzahlung in ſeinem Buche, das jedes Mitglied als Legitimation 
führt, beſtätigt. Neu Eintretende erhalten dieſes eben erwähnte Buch 
im Wege der Gemeinde von der Bezirkshauptmannſchaft ihrer Zuſtän⸗ 
digkeit, welche hiebei einen eigenen Vormerk zu führen hätte. Dieſes 
Buch könnte auch mit dem Arbeits⸗ oder Dienſtbuche in Verbindung 
gebracht werden. Die von den Gemeindevorſtänden eingeſammelten Be⸗ 
träge liefert derſelbe dem Bezirkshauptmanne (oder deſſen Stellvertreter) 
an jedem Amtstage ab, der dieſelben dem Steueramte abſührt, welches 
die Verrechnung hierüber führt. 

Auszahlungen werden ebenfalls vom Bezirkshauptmanne unter 
Beiziehung des Bezirksarztes oder des eigens hiezu deſignirten Arztes 
und des Gemeindevorſtehers, eventuell nach Anhörung der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtehung am Amtstage effectuirt. Nur in ſehr dringenden Krank⸗ 


— 


heitsfällen iſt der Gem eindevorſtand unter ſofortiger Bekanntgabe an 
die Bezirkshauptmannſchaft ermächtigt, augenblicklich zu helfen gegen 
nachherige Abrechnung. Bezirkshauptmannſchaft und Gemeindevorftand | 
find ſicherlich mit den Verhältniſſen der Arbeiter zur Genüge vertraut, 
ſo daß ſie ohne weitere Beiziehung von Ausſchüſſen oder eigens hiezu 
gewählten Vertrauensmännern dieſe eben geſchilderte Aufgabe zu löſen 
im Stande ſind, um ſo mehr, als ihnen ein Arzt als Sachverſtändiger 
zur Seite ſteht; ſollte der zu unterſtützende Arbeiter einer Genoſſenſchaſt 
als Mitglied angehören, ſo wäre auch noch von Fall zu Fall die 
Geuoſſenſchaftsvorſtehung zu befragen. Jedoch wäre eine Vermehrung 
der Bezirksärzte oder eine eigene Deſignirung von am Sitze der Amts⸗ 
tage domicilirenden Aerzten nöthig, welche dann aus dem Vermögen des 
Hilfsverbandes pauſchaliter entlohnt werden könnten. 

Jährlich oder ſemeſterweiſe müßte dann das Steueramt die Ab⸗ 
rechnungen ſammt den erzielten Ueberſchüſſen an das Landeszahlamt 
abführen, wo ein beſtimmter Landesreſervefond zu gründen wäre, welcher 
für abnorme Fälle zu dienen hätte. Nach Gründung, eventuell Supple⸗ 
tirung dieſes Landesreſervefondes müßte das Landeszahlamt die Ueber⸗ 
ſchüſſe an die Centralcaſſe abführen, wo dann der Hauptreſervefond 
gebildet wird. 

Dieſer Hauptreſervefond hätte nun eine dreifache Aufgabe, und 
zwar in erſter Linie iſt er Reſervefond für die einzelnen Landesreſerve⸗ 
fonds. In zweiter Linie könnte er dazu dienen, dort, wo durch Elementar⸗ 
ereigniſſe, Concurſe oder Schließung größerer Unternehmungen, oder bei 
Entlaſſung von Arbeitern in größerem Maße und vielen anderen ähnlichen 
Fälle unter den Arbeitern eine Miſere eintreten würde, denſelben durch 
Unterſtützungen hilfreich unter die Arme zu greifen, bis dieſelben wieder 
Arbeit und Beſchäftigung gefunden haben. Drittens endlich wären bei 
größeren Erſparniſſen dem Staate Mittel an die Hand gegeben, dieſelben 
zur Gründung und Errichtung von Spitälern und Verſorgungshäuſern 
für Arbeiter und Arbeiterſchulen zu verwenden. Auch könnten in heil⸗ 
bringenden Curorten Spitäler für der Heilung bedürftige Arbeiter 
gegründet werden, woſelbſt auch die Reiſeſpeſen aus dem hiezu eventuell 
beſtimmten Fond gedeckt werden könnten. 

Ich glaube nun hiedurch der durch die Eingangs angeführte Bro⸗ 
chure gegebenen Ideen eine zu den gegenwärtigen Verhältniſſen paſſendere 
Richtung gegeben zu haben, wodurch der Zweck dieſer Zeilen erſüllt wäre. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Entſcheidung über das Anſuchen eines Gemeindevorſtehers um 
Abnahme der Gemeindeſtrafgewalt in Sperrſtunde⸗Ueberſchrei⸗ 
tungsfällen und um Uebertragung derſelben an die Bezirkshaupt⸗ 

mannſchaft. | 

Am 21. Mai 1886 wurde der Gaftwirth Karl M. in W. von 
der dortigen Gemeindevorſtehung wegen Ueberſchreitung der Polizeiſtunde 
in eine Strafe verfällt. Im Recurſe gegen dieſes Straferkenntniß führte 
M. eine ziemlich ſcharfe Sprache gegen den Gemeindevorſteher Johann L., 
und ſpielte, allerdings nicht direct, darauf an, daß derſelbe, weil er 
auch Gaſtwirth ſei, bei Handhabung der Sperrſtunde⸗Vorſchriften nicht 
unparteiiſch vorgehe, ſondern ſeine Berufsgenoſſen im eigenen Intereſſe 
chicanire. Darauſhin ſtellte die Gemeindevorſtehung in W. unterm 5. Juni 
1886 an die Bezirkshauptmannſchaft in Z. das Begehren, ſowohl den 
Recurrenten Karl M., als auch den Verfaſſer der Recursſchrift, Nota⸗ 
riatsconcipienten Dr. Friedrich G., wegen beleidigender Schreibweiſe 
nach $ 12 c der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 zu beſtrafen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft lehnte dieſes Begehren unterm 23. Juni 
1886 wegen Mangels einer wirklich beleidigenden Schreibart im bezüg⸗ 
lichen Recurſe ab. Dagegen recurrirte die Gemeindevorſtehung in W. 
an die Statthalterei, welche den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid 
aus ſeinen Gründen beſtätigte. 

Hierauf brachte Gemeindevorſteher L. die Angelegenheit in der 
Gemeindeausſchußſitzung vom 26. October 1886 zur Sprache, und 
erklärte, er könne das Strafamt in Sperrſtunde⸗Ueberſchreitungsfällen 
nicht weiter ausüben, da ihn die Behörden bei Beleidigungen, die ihm 
in Folge ſolcher Amtshandlungen widerfahren, nicht in Schutz nehmen. 
Der Gemeindeausſchuß billigte dieſen Entſchluß und beauftragte den 
Gemeindevorſteher, das Anſuchen an die Bezirkshauptmannſchaft zu ftellen, 
ſelbe möge die Strafgewalt iu Sperrſtunde⸗Ueberſchreitungsfällen an ſich 
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ziehen. Zugleich mit dieſem Auſuchen möge der Gemeindevorſteher der 
Bezirkshauptmannſchaft die noch nicht behandelten Anzeigen wegen Ueber⸗ 
ſchreitung der Polizeiſtunde zur Amtshandlung vorlegen. Unter Be⸗ 
rufung auf dieſen Gemeindebeſchluß richtete der Gemeindevorſteher unterm 
21. October 1886 an die Bezirkshauptmannſchaft das Erſuchen, das 
Strafamt puncto Ueberſchreitungen der Polizeiſtunde an ſich zu ziehen 
und legte gleichzeitig vier diesfällige, noch unerledigte Anzeigen vor. In 
ſeinem bezüglichen Berichte erklärte der Gemeindevorſteher, er ſei genöthigt, 
jede weitere Amtsthätigkeit in Betreff der Handhabung der Polizeiſtunde⸗ 
Vorſchriften abzulehnen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft wies dieſes Einſchreiten unter dem 
30. October 1886, Z. 10.167, mit nachſtehender Begründung zurück: 
„Der Gemeindevorſteher ſei — wie durch die oberöfterreichifche Statt⸗ 
haltereiverordnung vom 31. März 1865, L. G. Bl. Nr. 7, ausdrücklich 
erklärt werde — geſetzlich ($ 55 G. O.) verpflichtet, in Polizeiſtunde⸗ 
Uebertretungsfällen das Strafamt in Gemeinſchaft mit zwei Gemeinde⸗ 
räthen im übertragenen Wirkungskreiſe auszuüben. Der Gemeindevorſteher 
könne ſich dieſer geſetzlichen Verpflichtung nicht entſchlagen. Die Beftim⸗ 
mung des § 54 der Gemeindeordnung, daß die Regierung die Geſchäfte 
des übertragenen Wirkungskreiſes ganz oder theilweiſe durch ihre Organe 
verſehen laſſen könne, habe nur die Bedeutung, daß die Regierung 
berechtigt ſei, gewiſſe Gruppen von Geſchäften des übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes, ohne daß es hiezu eines Geſetzes bedürfe, an ſich zu ziehen. 
Dieſe Beſtimmung könne daher auf eine einzelne Gemeinde und auf 
einzelne Fälle nicht angewendet werden.“ Gleichzeitig mit dieſem Beſcheide 
behob es die Bezirkshauptmannſchaft, daß der Gemeindeausſchuß ſich 
im gegebenen Falle unbefugter Weiſe in eine Angelegenheit des über⸗ 
tragenen Wirkungskreiſes eingemengt habe. Die vorgelegten Strafanzeigen 
ſtellte die Bezirkshauptmannſchaft dem Gemeindevorſteher mit dem Auf⸗ 
trage zurück, bei ſonſtiger Disciplinarbehandlung ſeines Amtes zu walten. 

Gegen dieſen Beſcheid recurrirte Gemeindevorſteher L. an die 
Statthalterei. In der Recursſchrift berief ſich derſelbe auf die in einem 
ſpeciellen Falle erfloſſene Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
vom 8. März 1877, 83. 849, mit welcher erkannt wurde, daß in 
einer Strafſache puncto Uebertretung der Dienſtbotenordnung, deren 
ſich ein Gemeindevorſteher ſchuldig gemacht hatte, die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft das Strafamt zu üben habe, und bemerkt, daß die Regierung, 
wenn ſie berechtigt ſei, dem Gemeindevorſteher Geſchäfte des übertragenen 
Wirkungskreiſes gegen ſeinen Willen abzunehmen, gewiß auch beſugt 
ſei, dies im Einverſtändniſſe mit dem Gemeindevorſteher zu thun. Dem 
Recurſe ſchloß L. abermals die oberwähnten Strafanzeigen au. 

Die Statthalterei wies unterm 29. November 1886, Z. 15.251, 
dieſen Recurs zurück und beſtätigte den angefochtenen Beſcheid aus 
deſſen Gründen. 

In dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe bemerkt L., es 
ſei nicht ſeine Abſicht geweſen, ſich aus eigener Macht ſeiner Pflicht, 
die Strafbeſtimmungen wegen Uebertretung der Sperrſtunde⸗Vorſchriſten 
handzuhaben, zu entſchlagen, ſondern er habe nur darum gebeten, daß 
ihm dieſe Geſchäſte abgenommen und der Bezirkshauptmannſchaft über⸗ 
geben werden, auf welcher Bitte er beharre. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 18. April 1887 
ad Nr. 2518 nachſtehende Entſcheidung gefällt: 5 

„Das Miniſterium des Innern iſt nicht in der Lage, der in dem 
Recurſe geſtellten, mit ſeinem erwähnten Anſuchen übereinſtimmenden 
Bitte des Gemeindevorſtehers von W. ſtattzugeben, da kein genügender 
Anlaß dafür vorliegt, in den vorgedachten Uebertretungsfällen die Straf⸗ 
gewalt der Gemeinde abzunehmen und an die Bezirkshauptmannſchaft 
zu übertragen.“ Ar. 


Titeratur. 


1. Dr. Heinrich Hauchberg: Oeſterreichs Bank- und Credit⸗ 
Inſtitute in den Jahren 1872 — 1883. Ein Beitrag zur Statiſtik des öſterr. 
Bankweſens. Wien, Hölder, 1885. 

2. Derſelbe: Der Clearing⸗ und Giro⸗Verkehr. Ein ſtatiſtiſcher 
Beitrag zur Kenntniß des volkswirthſchaftlichen Zahlungsproceſſes. Wien, 
Hölder, 1886. 


Wir haben entſchieden Mangel an Schriften, welche ſich als Ergebniſſe 


der wiſſenſchaftlichen Beobachtung unſerer volkswirthſchaftlichen Zuſtände, ins⸗ 


beſondere des Bank- und Creditweſeus darſtellen würden, zumal die Beiträge, 
welche die Tagespreſſe in einzelnen, natürlich nur fragmentariſchen Aufzeichnungen 
und Beſprechungen liefert, nicht frei ſind von der Trübung durch die Parteibrille, 
welche nirgends vielleicht ſo ſehr irreleitet, als auf dieſem Gebiete. Der Verfaſſer 
ſucht dieſem Mangel abzuhelfen, indem er in dem erſteren Separatabdrucke aus 
der „Statiſtiſchen Monatſchrift“ die Entwicklung des öſterr. Bank- und Credit⸗ 
weſens im Decennium 1872 — 1883 zur Kenntniß auch weiterer Kreiſe bringt, 
eine um ſo verdienſtlichere Darſtellung, als ſie die Folgen der Wirthſchaftskriſe 
im Jahre 1873 in der verläßlichſten, ziffermäßigen Weiſe, ebenſo aber auch die 
Art und Weiſe der Remedur feſtſtellt, welche die nothwendige Reaction gegen 
das frühere Uebermaß in's Werk geſetzt hat. Durchgehends an der Scheidung 
der Ergebniſſe bei den Wiener⸗ und Provinz⸗Banken feſthaltend, conſtatirt er 
die relative Unzulänglichkeit dieſer letzteren ſchon der Zahl nach, obwohl die Hyper⸗ 
trophie in Wien zufolge der Reduction der nur der ſpeculativen Agiotage dienen⸗ 
den Banken abgenommen hat, und beleuchtet durch XII Tabellen das jährliche 
Reſultat der banktechniſchen Einnahms⸗ und Ausgabszweige in überſichtlich⸗ 
inſtructiver Art, welche die allmälige Geſundung durch Wegfall unſoliden Wett⸗ 
bewerbes und Rückkehr in das alte Geleiſe des volkswirthſchaftlich productiven 
Betriebes zweckdienlich illuſtrirt. — Das zweite Werk ift ebenfalls ein Abdruck 
der in derſelben Monatſchrift enthaltenen, im Auftrage des Präſidiums der 
ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion vom Verfaſſer angeſtellten Unterſuchungen über das 
volkswirthſchaftlich hochwichtige Inſtitut des „Clearing House“, die Errichtung 
und Technik des Abrechnungsverkehres, mit einer vergleichenden Statiſtik desſelben 
in Großbritannien, den Vereinigten Staaten, Frankreich, Deutſchland und Italien, 
der ſich eine Analyſe der Umſätze im Wiener Saldirungsvereine, eine Gegenüber⸗ 
ſtellung des Giroverkehres in Wien und Berlin, ferner des Giro- und Check⸗ 
verkehres der öſterr. Staatsſparcaſſe anſchließt; ein Schlußreſume fixirt die 
Bedeutung dieſes Verkehres für die Geſtaltung des volkswirthſchaftlichen Zahlungs⸗ 
proceſſes. Der objective Gehalt dieſer Unterſuchungen hat unläugbare⸗Actualität, 
namentlich Angeſichts der feindſeligen Strömung, welche die erfreuliche, uner⸗ 
wartet bedeutende Zunahme des Check⸗Verkehres bei der Poſtſparcaſſe in den 
Bankkreiſen erregt hat. Die Darlegung der Grundloſigkeit der diesfalls ange⸗ 
regten Bedenken, wobei der Verfaſſer mit patriotiſcher Wärme für die Belebung 
und Ausgeſtaltung dieſes Verkehres eintritt, iſt für den Volkswirth beachtens⸗ 
werth und bildet die bezügliche Erörterung (S. 75 bis 83) eine der gelungenſten 
Partien des ſorgſam und mit dem erſichtlichen Streben nach Wahrung der 
gebotenen Unbefangenheit geſchriebenen Buches. R. 


Notiz. 


Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 31. März 1887, Z. 4744, betreffend 
den Vollzug von durch die politiſchen Behörden verhängten Freiheitsſtrafen wider 
in activer Dienſtleiſtung ſtehende Militärperſonen. 


An alle Gerichte. 


In Ausführung der von dem Reichs⸗Kriegsminiſterium und den bethei⸗ 
ligten Miniſterien beider Reichshälften getroffenen Vereinbarung hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſterium verordnet, daß 
Freiheitsſtrafen, welche von den politiſchen Behörden wider in activer Dienſt⸗ 
leiſtung ſtehende Militärperſonen wegen einer vor ihrer Einreihung oder während 
ihres nicht activen Verhältniſſes begangenen ſtrafbaren Handlung rechtskräftig 
verhängt werden, in denjenigen Fällen, wo ſich im Garniſonsorte oder in deſſen 
nächſter Umgebung ein Civilgericht befindet, an welches der Verurtheilte ohne 
beſondere Koſten abgegeben werden könnte, bei dieſem Eivilgerichte, ſonſt aber 
in den militärgerichtlichen Gefängniſſen, beziehungsweiſe Arreſtlocalen der Truppen⸗ 
körper vollzogen werden. 

Zu dieſem Behufe wird die politiſche Strafbehörde erſter Inſtanz die 
Bezirkshauptmannſchaft des Garniſonsortes requiriren, welche, inſoweit nicht die 
Militärdetentionsanſtalten in Anſpruch zu nehmen ſind, nach eingeholter Zu⸗ 
ſtimmung des Corpscommandos (Militärcommando in Zara, Hafenadmiralat in 
Pola) die Vollſtreckung der Freiheitsſtrafe in den gerichtlichen Arreſten zu ver⸗ 
anlaſſen hat. 

Die Gerichte werden angewieſen, den diesbezüglichen Requiſitionen 
im Sinne des Juſtizminiſterialerlaſſes vom 26. Auguſt 1868, 8. 10.267, zu 
entſprechen. Prazäk m. p. 
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Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Vandes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


XX. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. — 61. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halterei⸗Präſidiums vom 14. Juli 1886, 3. 6286 Pr., womit die Verordnung 
des k. k. Juſtizminiſteriums vom 2. April 1886, Z. 5730, betreffend die Errich⸗ 
tung eines neuen Bezirksgerichtes in Dynow, verlautbart wird. — 62. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 14. Juli 1886, 3. 6286 Pr., 
betreffend die Ausſcheidung mehrerer Ortſchaften aus dem Sprengel der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Brzozoͤw und deren Zuweiſung zu dem Sprengel der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Przemysl. — 63. Geſetz vom 1. Juli 1886, betreffend die 
Entwäſſerung der Niskoer Sümpfe. — 64. Geſetz vom 1. Juli 1886, betreffend 
die Entwäſſerung der Rudniker Sümpfe. — 65. Geſetz vom 1. Juli 1886, 
betreffend die Regulirung des Leg⸗Fluſſes. — 66. Geſetz vom 1. Juli 1886, 
betreffend die Regulirung des Kiſielina⸗Baches. — 67. Geſetz vom 1. Juli 1886, 
betreffend die Regulirung des Stary Bren⸗Baches ſammt Zuflüſſen. — 68 Geſetz 
vom 1. Juli 1886, betreffend die Regulirung des Wiskok⸗Fluſſes. — 69. Geſetz 
vom 1. Juli 1886, betreffend die Regulirung des Gnila Lipa⸗Fluſſes. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzwach⸗Obercommiſſär Leo⸗ 
pold Sarſteiner das goldene Verdienſtkreuz mit der Kroue verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Felir Buchner zum Statthaltereiſecretär in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obereommiſſär Franz Panek zum 
Finanzrathe und den Finanzcommiſſär Simon von Benedetti zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär der Finanz⸗Landesdirection in Zara ernannt. 


Erledigungen. 


Steueramtsadjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis 
Ende September. (Amtsbl. Nr 204.) 

Secundararztesſtelle an der Landes⸗Irrenanſtaltsfiliale Gugging⸗Kierling 
mit 600 fl. Jahresgehalt, Naturalwohnung und Verpflegung nach der erſten 
Clafſe, bis 25. September. (Amtsbl. Nr. 207.) 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


c) Verlagswerke in alphabetischer Ordnung. 
Blaschke, Dr. Johann, Der österr. Wechselprocess mit theilweiser Be- 
rücksichtigung der in Deutschland bestehenden Wechsel-Process vorschriften. 
2. Auflage. gr. 8. 1872. (VIII, 124 8) 1 fl. 30 kr. 
— Das österr. Wechselrecht in vergleichender Darstellung mit den aus- 
ländischen und früheren Wechselgesetzen. Zum Gebrauche bei Vorlesungen 
an Universitäten und Handelsschulen, sowie auch für Richter, Rechtsfreunde 
und Geschäftsleute. 7. vermehrte und verbesserte Auflage. gr. 8. 1877. 
(III, 392 8.) 3 fl. 60 kr. 
Blau, Emanuel, Volkswirthschaftliche Chronik von Oesterreich-Ungarn. 
1. October 1884 bis 1. October 1885. I. Jahrgang. 8. (XVI, 271 S.) 1886. 
Elegant in Leinwand gebunden 2 fl. 
Blodig, Prof. Dr. Hermann, Ueber die Reform des Gefällsstrafprocesses. 
(Separatabdruck aus der „Allgem. österr. Gerichts-Zeitung“.) gr. 8. 1874. 
(18 8.) 20 kr. 
— Handelsgesetzbuch für das Fürstenthum Serbien. In deutscher 
Uebersetzung mitgetheilt und mit den Quellen desselben verglichen. 8. (54 S.) 
1861. 50 kr. 
Blonski, Dr. Justin, Die Finanzgesetzkunde des österreichischen Kaiser- 
staates. 2. nach dem gegenwärtigen Stande der österreichischen Finanzgesetz- 
gebung gänzlich umgearbeitete Auflage. I. Theil. gr. 8. 1880. (XVI, 484 8.) 
(Der erste Theil bildet ein für sich abgeschlossenes Ganzes.) 3 fl. 
— II. Theil (Schluss), enthaltend die österr. Verzehrungssteuern und 
Gebührenvorschriften, dann das österr. Staatscreditwesen etc. gr. 8. 1880. 
(XVI, 424 S.) 3 fl. 


DHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 18 und 19 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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